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ARABISCHELIGA

StreitbareFriedensinitiative

Einsti mmig hat die
ArabischeLiga eine
Friedensresolution

verabschiedet. Doch die
arabische Einheitist

lange nicht so gefestigt,
wie oft dargestellt.

Und palästinensische
Flüchtlingesindlängst
nicht überall erwünscht.

Der Generalsekretär der
Arabischen Liga, Amre Mus-
sa, ist ein höflicher Mensch.
"Weisheit, Kompetenz und
Verantwortungsgefühl" be-
scheinigte er demGastgeber,
demlibanesischen Staatsprä-
sidenten Emile Lahoud, zum
Abschluss des Arabischen
Gipfels amDonnerstagvor ei-
ner Woche. Inzwischen wird
darüber beraten, ob die Er-
eignisseinIsrael nicht schon
bald einen Sondergipfel der
Ligaerfordern.
Doch nicht nur Amre Mus-

sa steckt der Streit vomGip-
fel in Beirut noch zu sehr in
den Knochen. Von einemer-
neuten Treffen verspricht
sich deshalb nicht nur der
Generalsekretär der Liga
nicht besonders viel. Zu
frisch sind die Erinnerungen
an den Beiruter Eklat umdie
Direktübertragung der Rede
von Palästinenserpräsident
Yassir Arafat. Es wird wohl
ungeklärt bleiben, ob Lahoud
die Direktschaltung nach Ra-
mallah wirklichaus Angst vor
technischen Problemen und
israelischer Einmischung
oder dochaus politischenEr-
wägungen und vielleicht auf
syrischen Wunschverhindert
hat. Eins hat der beleidigte
Auszugder palästinensischen
Delegation aus demSitzungs-
saal deutlich gemacht: Mit
der arabischen Einheit ist es
nicht weit her.
Zwar wurde zum Ab-

schluss eine Friedensresolu-
tion einsti mmig verabschie-
det. Sie kann jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen,
dass es durchaus unter-
schiedliche Vorstellungen
vom Umgang mit Israel gibt.
So erklärte der syrische Prä-
sident Bashir al−Assad gleich
nach dem Ende der Konfe-

renz vor Journalisten, die
Friedensinitiative stelle nur
einen ersten Schritt dar, dem
weitere, detailliertere folgen
müssten. Letztlich dient der
Text, wie auch der saudi−ara-
bische Außenminister Prinz
Saud Faisal auf der ab-
schließenden Pressekonfe-
renz erklärte, vor allemdazu,
einen Schritt vorwärts zutun
und denarabischenFriedens-
willen zu bezeugen. Demons-
trativ hatte sich Kronprinz
Abdullah mit seiner Rede di-
rekt an die israelische Bevöl-
kerunggewandt, Yassir Arafat
hatte in seiner i mFernsehen
übertragenen Ansprache ein
frohes Pessachfest ge-
wünscht, während der Hardli-
ner Assad den Gipfel dazu be-
nutzte, Israels Politik gegen-
über den PalästinenserInnen
als "neuen Holocaust" zu be-
zeichnen und Angriffe auf is-
raelische ZivilistInnen damit
zu rechtfertigen, dass "in Is-
rael alle bewaffnet sind".

Besondere Situation
arabischer Gastländer
Ungeachtet dieser aggres-

sivenTönestellt dieFriedens-
initiative insofern einen Fort-
schritt dar, als sich erstmals
alle arabischen Staaten auf
die palästinensische Mini mal-
forderung nach einemisraeli-
schen Rückzug aus den 1967
besetzten Gebieten einlassen
und nicht mehr auf den Tei-
lungsplan der Uno von 1948
zurückgehen wollen. Dabei
sinddereinhelligenErklärung
hinter den Kulissen zähe Ver-
handlungen vorausgegangen.
Die Abschlusssitzungdes Gip-
fels hatte mit Verspätung be-
gonnen, weil die libanesische
DelegationeineschärfereFor-
mulierung zur Rückkehr der

palästinensischenFlüchtlinge
in der Vorlage haben wollte.
Soist nunnicht nur voneiner
"gerechten Lösung entspre-
chendder UN−Resolution194"
die Rede, abgelehnt wirdjede
palästinensische Ansiedlung,
"dienicht mit der besonderen
Situation der arabischen
Gastländer vereinbarist".
Ein kleiner Erfolg für den

Libanon, der hier den Knack-
punkt jedes Arrangements
mit dem Nachbarstaat Israel
sieht: Sogarinder Verfassung
ist festgeschrieben, dass die
palästinensischenFlüchtlinge
nicht dauerhaft angesiedelt
werden sollen. Und fast alle
der ansonsten in kaumeiner
Frage einigen politischen
Kräftei mLandlehnendieEin-
bürgerung ab, wennauch mit
verschiedenen Begründun-
gen. So wird behauptet, die
Flüchtlinge wollten sowieso
nichtslieber, als anihrenHer-
kunftsort (bzw. in die Hei mat
ihrer Eltern oder Großeltern)
zurückkehren; außerdem
würde ihre Ansiedlung be-
deuten, den Druck auf Israel
zuverringern.
Hinter denscheinbar paläs-

tinenserfreundlichen Argu-
mentenstehenjedochegoisti-
sche Überlegungen. Vor allem
christliche und schiitische
Gruppen fürchten durch die
Einbürgerung der vorwie-
gendsunnitischenPalästinen-
serInnen einen Machtverlust
i m fragilen konfessionalisti-
schen System des Libanon.
AußerdemweckendieErinne-
rungen an den 1991 beende-
tenBürgerkriegdieFurcht da-
vor, militante palästinensi-
sche FriedensgegnerInnen
könnten den Libanon zur Ba-
sis für Aktionen gegen Israel
machen.

Palästinensische Solikundgebungin Beirut: Flüchtlingskinder demonstrierenimweißen GewandderSelbstmordattentätergegen
die Operationen derisraelischen Armeein der West Bank. (Foto: epa)

Und viele LibanesInnen
wollen einfach nicht den in
Zeiten der Wirtschaftskrise
sowieso schon knappen Ku-
chen mit den PalästinenserIn-
nen teilen. Schließlich lebt
mehr als die Hälfte vonihnen
noch immer unter elenden
Umständen in Flüchtlingsla-
gern− einhöherer Anteil alsin
Gazaundinallenanderenara-
bischen Gaststaaten. Nicht
nur die Einbürgerung wirdih-
nen verwehrt. Auch viele Be-
rufe können sie nicht ergrei-
fen, da sie Berufsverbänden
angehören müssten, die nur
LibanesInnen offen stehen.
Erst i mvergangenenJahr hat
das Parlament ein Gesetz
verabschiedet, das den Paläs-
tinenserInnen das Recht auf
Immobilienbesitz abspricht.
Der Chefredakteur des Maga-
zine, einer der rechtenchrist-
lichen Opposition nahe ste-
henden Zeitschrift, schreibt
deutlich, warum die Palästi-
nenserInnen nicht integriert
werden sollen: "Der Beitrag
dieser Zehntausenden zur
Wirtschaft wäre verheerend.
Die Arbeitslosenquote würde
steigen, das Pro−Kopf−Einkom-
mensinken, kurz, der Libanon
könnte unglücklicherweise zu
den allerärmsten Ländern ge-
zählt werden."
Auch Hassan Krayem von

der Demokratischen Platt-
form, einem Zusammen-
schluss linker unabhängiger
Gruppen, erklärte der woxx,
dass er keine Möglichkeit für
die Flüchtlinge sieht, i mLiba-
non zu bleiben: "Sie sollten
entweder zurückkehren oder
in Länder gehen, in denen sie
sich gleichberechtigt fühlen.
Diesen Status hatten sie nie
i m Libanon und werden ihn
auchnie haben."

Gleichberechtigungist
nicht drin
Angesichts der leeren

Staatskasse vermuten aber
manchedoch, dass sichdieli-
banesische Regierung trotz
demonstrativer Ablehnung
auf Verhandlungen einlassen
könnte. Mit demText der Frie-
densinitiative hätten die ara-
bischen Staaten signalisiert,
dass siefür denvollständigen
Abzug Israels aus den 1967
besetzten Gebieten einen
Kompromiss beim Recht auf
Rückkehr eingehen könnten,
schreibt die linke propalästi-
nensische Tageszeitung al−Sa-
fir. Sie befürwortet die Ein-
bürgerung unter anderem
deshalb, weil der Libanon
dafür einen Schuldenerlass
aushandeln könnte− bei 29, 5
Milliarden Dollar Staatsschul-
den, ein Weltrekord von 180
Prozent des Bruttoinlands-
produkts, ein nicht zu ver-
nachlässigendes Argument.
ObLibanons Schutzmacht Sy-
rien das allerdings auch so
sieht, istfraglich.
In der so einhellig wirken-

den Friedensinitiative wurde
der entscheidende Punkt des
Rückkehrrechts für palästi-
nensische Flüchtlinge offen-

bar bewusst unklar formu-
liert. DieFormel "gerechteLö-
sung" und der Bezug auf die
Resolution 194 der Uno−Gene-
ralversammlungvon1948, die
eine finanzielle Entschädi-
gung der Flüchtlingeverlangt,
"die es vorziehen, nicht zu-
rückzukehren", können bei
wohlwollender Interpretation
als Kompromissangebot anIs-
rael verstanden werden. Es
sei die Sache der "interessier-
ten Parteien", über Details zu
verhandeln, erklärte Faisal
nachdemGipfel.
Wie dies geschehen wird,

ist angesichts der aktuellen
Ereignisse in Israel ziemlich
unklar. Derzeit streiten die
arabischen Staatschefs da-
rüber, wie sie den Palästinen-
sern und ihrem Präsidenten
Jassir Arafat ambestenhelfen
können. Ägypten, Jordanien
unddie Golfstaatensetzenauf
politische Kontakte mit
Washington, Moskau und den
Europäern. Nachdem die Is-
raelis den Aufruf der Verein-
ten Nationen zum Rückzug
aus Ramallahignoriert haben,
scheinen nun die Radikalen
die Oberhandzugewinnen.
Der irakische Präsident

SaddamHussein hat die Golf-
staaten dazu aufgerufen, den
Amerikanern wegenihrer Un-
terstützung für Israel kein Öl
mehr zu verkaufen. Auch der
für seine exzentrischenIdeen
bekannte libysche Revolu-
tionsführer Muammar el Gad-
dafi erntete Lob für seinen
Vorschlag, arabische Freiwil-
lige zur "Befreiung Jerusa-
lems" zu schicken. Der jeme-
nitische Präsident Ali Abdal-
lah Salih hat sich inzwischen
wegen der "Unfähigkeit der
Araber" unter Protest in die
Provinz verabschiedet, weil
Ägypten und Jordanien nicht
seinem Rat, ihre diplomati-
schen Beziehungen zu Israel
abzubrechen, folgen wollen.
Noch nicht geeinigt haben

sich die arabischen Führer
darüber, ob es zumjetzigen
Zeitpunkt sinnvoll wäre, ei-
nen Sondergipfel der Arabi-
schen Liga oder auch nur ein
Außenministertreffen einzu-
berufen, wie dies von Libyen,
Katar und demJemen gefor-
dert wird. Der Generalse-
kretär der Arabischen Liga,
Amre Mussa, macht jedoch
kein Hehl daraus, dass er von
einem erneuten Gipfeltreffen
wenig hält. Seine Argumenta-
tion lautet: Die israelischen
Angriffe seien so "unvorstell-
bar", dass die Araber bei ei-
nemGipfel eigentlichnur eine
Kriegserklärung beschließen
könnten. Da dies aber von
mehreren Staaten abgelehnt
werde, sei ein Gipfel nutzlos.
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